Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudisadie 3533 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Mal 1957 

6 - 65304 - 2671/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Achtundsechzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen (Polio-Impfstoff usw.) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
B u n d e s tag e s herbe izu f üh r e n . 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des § 96 a 
der Gesdiäftsordnung des Bundestages. Der Verordnungsentwurf 
sieht die Senkung von Schutzzöllen vor. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universltäts^Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Hhelnallee 20, Telefon 3551 



Entwurf einer Achtundsechzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen 
(Polio-Impfstoff usw.) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zollt arifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bunidesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gegdben worden ist, mit Zustim- 
mung des Bundestages: 

§ 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren werden — so- 
weit nicht im Einzelfall eine andere Befri- 
stung vorgeschriaben ist — für die Zeit vom 
1. Mai 1957 bis auf weiteres wie folgt ge- 
ändert: 


Lfa. 

Nr. 

Tarifnr. 

Bezeichnung der Waren 

Neuer 
Zollsatz 
% des Wertes 

Nachrichtlich: 
Bisheriger 
Zollsatz 
®/o des Wertes 

1 

27 03 

Torf 

frei 

15 

2 7,5 

2 

aus 

30 02 

Impfstoff gegen Kinderlähmung, 

vom 15. März 1957 bis 31. Oktober 
1957 

frei 

18 

2 14 

3 

31 03 

aus D - einfadie und doppelte Superphos- 
phate 

10 

20 

2 15 

4 

aiu 

49 08 

Briefmarken, Steuerzeidien und sonstige 
Wertzeidien, die im Inland gültig sind, 
nicht entwertet, ausgenommen solche, 
die auf deutsche Währung lauten, im 
Zollausland gedruckt und zur Ausgabe 
im Geltungsbereich des Zolltarifs be- 
stimmt sind 

frei 

20 

2 12 


2 



§ 2 

Diese Verordnung gilt nach Maßga'be des 
§12 A'bs. 1 des Dritten Üil>erleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bunidesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

Die Brennstofflage in der Bundesrepublik ist 
angespannt. Audi bei Torf ist eine Verknap- 
pung eingetreten. Die inländische Gewinnung 
von rund 1 Million Tonnen Torf im Jahr 
reidit für Hausbrand und gewerbliche 
Kleinverbraucher nicht aus. Es ist deshalb 
notwendig, die Bedarfslücke durch Einfuh- 
ren zu schließen. Während der Preis für eine 
Tonne inländischen Torf 31 DM beträgt, be- 
läuft sich der Preis für eine Tonne unver- 
zollten ausländischen Torf gleichzeitig auf 
31 DM. Bei diesen Preisverhältnissen m der 
Zollschutz von 7,5 ®/o des Wertes nicht mehr 
erforderlich. 

Der Verordnungsentwurf sieht aus diesen 
wirtschaftlichen Gründen vor, Torf bis auf 
weiteres zollfrei zu stellen. 

Zu § 1 Nr. 2 

Im Jahre 1957 werden Schutzimpfungen ge- 
gen Kinderlähmung durchgeführt, deren 
Kosten Länder, Gemeinden und Versiche- 
rungen tragen. 

In der Bundesrepublik steht Polio-Impfstoff 
für die geplante Maßnahme in ausreichender 
Menge nicht zur Verfügung. Der Impfstoff 
muß deshalb eingeführt werden. Die Zollbe- 
lastung beträgt 14 ®/o des Wertes. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, zur Forde- 
rung der geplanten Maßnahmen Polio-Impf- 
stoff zollfrei zu stellen. Die Zollfreiheit soll 
wegen der zum Teil schon verstrichenen 
Impftermine rückwirkend am 15. März 1957 
beginnen; sie soll am 31. Oktober 1957 en- 
den, weil im Herbst 1957 der benötigte 
Impfstoff aus deutscher Erzeugung ausrei- 
chend zur Verfügung steht. 

Zu § 1 Nr. 3 

Superphosphat ist ein Dünger, der aus Cal- 
ciumphosphaten durch Säurebehandlung her- 
gestellt wird. Je nach dem Herstellungsver- 
fahren wird er als einfadies, doppeltes oder 
dreifaches Superphosphat gewonnen. Alle 
Superphosphatc werden nach ihrem Gehalt 
an verfügbarer Phosphorsäure bewertet. 
Nach dem Deutschen Zolltarif sind einfache 
und doppelte Superphosphate solche, die 
gewichtsmäßig bis zu 45 % verfügbare Phos- 
phorsäure (P2O5) enthalten. Dreifache Super- 
phosphate sind Superphosphate, die gewidits- 


mäßig mehr als 45 Vo verfügbare Phosphor- 
säure (P2O5) enthalten. 

Zollsatzlage 

Die einfachen und doppelten Superphosphate 
sind mit einem zeitweiligen Zollsatz von 
15 Vo des Wertes belastet, während der Zoll- 
satz für die dreifachen Superphosphate zeit- 
weilig 5 Vo des Wertes beträgt. 


Preislage 


a) Inlandspreis: 880 DMt P2O5 It. 
PR 83/51 vom 26. Oktober 1951 

Verordnung 

b) Aus- 
lands- 
preis ; 

Niederlande 

Belgien 

Italien 

770 DM/t P 2 O 5 ) 
746 DM/t P 2 O 5 ' 
684 DM/t P 2 O 5 } 

It. OEEC- 
• Bericht vom 
April 1956 


In der Bundesrepublik wird Superphosphat 
deutscher Erzeugung zu einheitlichen Prei- 
sen franco Empfänger-Station in den Ver- 
kehr gebracht. Die Verkaufspreise für deut- 
sche Superphosphate sind seit 1953 bis Ende 
1956 um 10 % unter dem am 26. November 
1951 durch die Preisverordnung PR 83/51 
festgesetzten Höchstpreis geblieben. Neuer- 
dings wird der amtlich festgesetzte Höchst- 
preis in Anspruch genommen. Audh ist in 
Aussicht genommen, eine Erhöhung deis ver- 
ordneten Höchstpreises zu beantragen. Es ist 
zu befürchten, daß diese Preisentwicklung zu 
erhöhten Preisen für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse führen wird. 

Die Bundesregierung will idem entgegenwir- 
ken. Der Verordnungsentwurf sieht deshalb 
aus agrar- und preispolitischen Gründen vor, 
die Zollsätze für einfache und doppelte Su- 
perphosphate um 5 Punkte zu senken. 

Zu § 1 Nr. 4 

Briefmarken, Steuerzeichen und sonstige 
Wertzeichen erscheinen im Zolltarif imter 
zwei Tarifnummern: Wenn sie nicht entwer- 
tet und im Inland gültig oder zum Umlauf 
vorgesehen sind, werden sie als Erzeugnisse 
des graphischen Gewerbes angesehen (Tarif- 
nr. 49 08), in allen anderen Fällen als Samm- 
lungsstücke (Tarifnr. 99 04). 

Waren der Tarifnr. 99 04 sind zollfrei. Für 
Waren der Tarifnr. 49 08 besteht ein Zoll- 
satz von zeitweilig 12 Vo des Wertes. Ein 
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Zollsdiutz-^Bedürfms bestdht aber nur bei 
den Waren der Tarifnr. 49 08, die auf deut- 
sche Währung lauten, im Zollausland ge- 
druckt sind und zur Ausgaibe im Geltungs- 
bereich des Zolltarifs bestimmit sind. In allein 
andereTi Fällen kann der Zolls chutz — wie 
in dem Verordnungsentwurf vorgesehen — 
entfallen. Zollfrei werden hiernach insbeson- 
dere die nichtentwerteten Briefmarken der 
Sowjetzone (die zollreditlich als Inland anzu- 
sehen ist). Diese Marken sind Gegenstand des 
internationalenBriefmarkenhandels und wer- 
den in der Regel nicht unmititelbar aus der 
Sowjetzone (in diesem Falle wäre kein Zoll 
zu erhelben), sondern aus dem Ausland ein- 
geführt. 

Zu § 1 Nr. 5 

Putzwolle wird aus Garnabfällen aus Baum- 
wolle oder künstlichen Spinnstoffen herge- 
jtellt. Garnabfälle aus Baumwolle (Tarifnr. 
55 02) sind zollfrei. Garnabfälle aus künst- 
licien Spinnstoffen {Tarifnr. 53 02) unter- 
ließen einem Zollsatz von zeitweilig 10 Vo 
des Wertes. Infolge vermehrter Verwendung 
von künstlichen Spinnstoffen ist es der Putz- 
woll-Industrie kaum noch möglich, Garnab- 
fälle aus Baumwolle zu beziehen. Garnab- 
fälle aus Baumwolle und künstlichen Spinn- 
stoffen sind zolltariflich, sofern der Anteil 
an künstlichen Spinnstoffen gewichtsmäßig 
überwiegt, wie Garnabfälle aus künstlichen 
Spinnstoffen zu behandeln. Die Garnabfälle 
aus künstlichen Spinnstoffen haben einen 
Zollsatz von 10 ^/o des Wertes. Diese Zollbe- 
lastung bewirkt eine Kostenerhöhung bei der 
Putzwolle, die wegen ihres niedrigen Preises 
ibesonders kostenempfindlich ist. 

Der PutzwO'U-Industrie soll durch die vorge- 
sehene Zollermäßigung die Möglichkeit ge- 
geben werden, Garnabfälle, auch in der aus 
der technischen Entwicklung sich ergebenden 
Mischung von Baumwolle und künstlichen 
Spinnstoffen, zollfrei zu beziehen. Um dabei 
eine mißbräuchliche Verarbeitung der Garn- 
aibfälle auszuschließen, soll die Verarbeitung 
unter Zollsicherung erfolgen. 

Zu § 1 Nr. 6 

Während der GATT-Verhandlungen 1956 
wurde Großbritannien ein Zolizugeständnis 


für geschnittene Streifen von Mischgeweben 
aus Baumwolle und künstlichen Spinnstoffen, 
ungeifalzt, mit einer Breite von 23 mm bis 
27 mm in Flöhe von 10 Vo des Wertes bei 
Tarifnr. 55 06 eingeräumt. Das Zugeständnis 
wurde auf iGrund der 58. Verordnung über 
Zollsatzänderungen (Konjunkturpolitische 
Zollsenkung 3. Teil) vom 29. Juni 1956 
(BGBl. I S. 611) — § 2 in Vetbindung mit 
Anlage 2 lfd. Nr, 29 — in den Zolltarif über- 
nommen. Werden die Gewebestreifen mit 
einer Rand-Leimverstärkung hergeatellt, so 
werden sie zu Waren der Tarifnr. 58 05. Die 
Tarifnr. 58 05 - E - 2 ist nicht im Genuß der 
Zollsatzermäßigung des deutschen Zollzu- 
geständnisses. Dadurch haben sich Einfuhr- 
schwierigkeiten ergeben. Im Interesse ihrer 
baldigen Beseitigung erscheint es angebracht, 
auch bei Tarifnr. 58 05 den Zollsatz entspre- 
chend der Regelung bei Tarifnr. 55 06 zu er- 
mäßigen. 

Der Verordnungsentwurf sieht das vor. 

Zu § 1 Nr. 7 

Durch die Zweite Verordnung über Zollsatz- 
änderungen vom 19. Februar 1953 (BGBl. I 
S, 28) wurden „Kohlen für Elektrolyse, mit 
einem Stückgewicht von 40 kg bis 100 kg" 
aus Tarifnr. 85 29 - C bis auf weiteres vom 
Zoll freigestellt. Durch die Elfte Verordnung 
über Zollsatzänderungen vom 31. Juli 1953 
(BGBl. I S. 788) wurde die Zollfreiheit da- 
hin eingeengt, daß bei der gleichen Gewichts- 
begrenzung nur die nichtgraphitlerten Koh- 
len mit quadratischem Querschnitt von 
290 mm x 290 mm bis 310 mm x 310 mm 
zollfrei bleiben. 

Inzwischen hat sich aus der technischen Ent- 
wicklung das Bedürfnis ergeben, Kc^hlen für 
Elektrolyse auch mit größerem quadra- 
tischem Querschnitt und auch solche mit 
rechteckigem Querschnitt zu verwenden. 
Kohlen mit diesen Abmessungen stehen — 
vor lallem der deutschen Aluminiumindustrie 
— aus inländischer Erzeugung zur Zeit nicht 
in ausreichender Menge zur Verfügung. Sie 
müssen idesbalb elngefüihrt werden. Es ist da- 
her geboten, auch idiese Kohlen vom Zoll 
freizustellen. Der Verordnungsentwurf trägt 
diesem Bedürfnis Rechnung. 
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